
35 AMTSBLATT 
DER ERZDIÖZESE FREIBURG 

Freiburg im Breisgau, den 18. Dezember 1988 

Stiftungsg^t zur Errichtung der Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg. — Sa(gdng der von der Erzdiözese Freiburg errichteten kirchli¬ 
chen Stifhyig des öffentlichen Rechts „Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg". — 

Bekanntmachung über die Verle^ng der öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit an die „Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg". 

Nr. 165 

Stiftungsakt zur Errichtung der 
Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg 

I. 

Das katholische Schulwesen in der Erzdiözese Freiburg 
weist ein breitgefächertes Spektrum unterschiedlicher 
Schularten und Ausbildungszweige auf. Einige Schulen 
haben eine jahrhundertelange Geschichte, alle haben sie 
ihre eigene Tradition, ihre Besonderheit in Profil und Bil¬ 
dungsschwerpunkt. Jeder Schule kommt eine lokale Be¬ 
deutung zu, jede ist vor Ort in gesellschaftliche, kulturel¬ 
le und persönliche Bezüge eingebunden. Die meisten die¬ 
ser Schulen befinden sich in der Trägerschaft von Orden 
und Kongregationen. Daneben stehen solche, die durch 
freie Initiativen kirchlicher Persönlichkeiten gegründet 
und später juristischen Personen übertragen wurden. 
Schließlich hat die Erzdiözese Freiburg selbst die Träger¬ 
schaft einiger Schulen übernommen. 

Die „Gemeinsame Synode der Bistümer in der Bundes¬ 
republik Deutschland" hat in ihrem Beschluß „Schwer¬ 
punkte kirchlicher Verantwortung im Bildungsbereich" 
(1975) die anstehenden Probleme und Aufgaben kirchli¬ 
cher Schulen in freier Trägerschaft in folgender Empfeh¬ 
lung beschrieben: „Die Schulabteilungen der Bistümer 
sollen Entwicklungspläne für das katholische Schulwe¬ 
sen in freier Trägerschaft erarbeiten. Die Schulentwick¬ 
lungspläne und die aufgrund dieser Pläne zu treffenden 
Maßnahmen müssen die vier wichtigsten Problemkreise 
einer Lösung näherbringen, die sich für die katholischen 
Schulen in freier Trägerschaft ergeben: die Eigenprägung 
dieser Schulen, die Umstrukturierung des Bildungswe¬ 
sens, die wirtschaftliche Sicherung und die Lehrergewin¬ 
nung, Lehrerbildung und Lehrerfortbildung." Dabei steht 
besonders im Vordergrund die „religiöse Dimension der 
Erziehung in der katholischen Schule", wie sie in einem 
gleichlautenden Dokument der Römischen Kongregation 
für das Bildungswesen vom 7. April 1988 dargelegt wird. 

Seit einigen Jahren ergeben sich für die Mehrzahl der 
Schulträger schwerwiegende Probleme. Die Kostenbela¬ 
stung wird immer größer, weil die staatlichen Zuschüsse 
die wachsenden Sach- und Personalaufwendungen im¬ 
mer weniger abdecken und weil die eigenen finanziellen 
Reserven dahinschwinden. Die Erzdiözese mußte also von 

Haushalt zu Haushalt höhere Betriebskostenzuschüsse 
einplanen und einen höheren Finanzaufwand für Bau- 
und Sanierungsmaßnahmen vorsehen. Der Rückgang 
von Ordensberufen veranlaßte einige Orden, eigene Kräf¬ 
te aus dem Unterrichts- und Erziehungsbereich zurück¬ 
zuziehen. Deswegen sind in den letzten Jahren mehrere 
Orden mit dem Antrag an mich herangetreten und haben 
darum gebeten, ihre Schule in diözesane Trägerschaft zu 
übernehmen. 

In der Absicht, den Bestand des katholischen Schulwe¬ 
sens aus erzieherischen und pastoralen Gründen im Be¬ 
reich der Erzdiözese Freiburg zu sichern (cc. 796 - 806 
GIG), habe ich mich für eine rechtliche Trägerstruktur 
entschieden, die den gegenwärtigen und künftigen Erfor¬ 
dernissen Rechnung trägt, indem sie einerseits Freiraum 
und Eigenleben beläßt, andererseits aber auch die enge 
Verantwortungs- und Organisationsgemeinschaft zwi¬ 
schen Schule und Erzdiözese deutlich macht. Eine Stif¬ 
tung soll die Trägerschaft für Schulen der Erzdiözese 
übernehmen und auch jenen kirchlichen Schulen offen¬ 
stehen, deren Träger eine Einbindung in die neue Träger¬ 
schaftsform wünschen und sie ausdrücklich beantragen. 

Auf diese Weise sollen die Schulen ideell, finanziell 
und administrativ unterstützt werden, damit so die Prä¬ 
senz der katholischen freien Schulen innerhalb des öf¬ 
fentlichen Bildungswesens gewahrt und ihr spezifischer 
Bildungsauftrag aus christlichem Geist aufrechterhalten 
werden kann. Die in der Stiftungssatzung vorgesehenen 
Kuratorien sollen Sorge dafür tragen, daß innerhalb der 
jeweiligen Region die kirchliche und gesellschaftliche 
Verwurzelung erhalten, die persönlichen und kulturellen 
Beziehungen gewahrt sowie Tradition und eigenes Profil 
jeder Schule bestehen bleiben. Eigenverantwortung vor 
Ort und Mitwirkung in den Organen einer Stiftung, die 
durch Einzelbeteiligung wächst und eine Solidargemein- 
schaft bildet, sollen das katholische Schulwesen auf Zu¬ 
kunft hin sichern; fachliche Fortbildungsangebote, spiri¬ 
tuelle und pädagogische Veranstaltungen werden die 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit fördernd begleiten. 
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Mit dieser Gründung verbinde ich die Zuversicht, daß 
der ganzheitlichen Erziehung und Bildung junger Men¬ 
schen, wie sie das Zweite Vatikanische Konzil als Aufga¬ 
be und Ziel katholischer Schulen beschreibt, ein fördern¬ 
der Dienst erwiesen wird und Eltern weiterhin ein ent¬ 
sprechendes Angebot offensteht; „Die katholische Schule 
verfolgt nicht weniger als andere Schulen die Bildungs¬ 
ziele und menschliche Formung der Jugend. Ihre beson¬ 
dere Aufgabe aber ist es, eine Schulgemeinschaft zu 
schaffen, in der der Geist des Evangeliums, der Geist der 
Freiheit und der Liebe lebendig ist. Sie hilft dem jungen 
Menschen, seine Persönlichkeit zu entfalten und zugleich 
der neuen Schöpfung nach zu wachsen, die er durch die 
Taufe geworden ist. Ferner richtet sich die gesamte 
menschliche Bildung auf die Heilsbotschaft aus, so daß 
die Erkenntnis, welche die Schüler allmählich von der 
Welt, vom Leben und vom Menschen gewinnen, durch 
den Glauben erleuchtet wird. So erzieht die katholische 
Schule, indem sie sich den Anforderungen der Zeit ge¬ 
bührend aufschließt, ihre Schüler dazu, das Wohl der ir¬ 
dischen Gemeinschaft wirksam zu fördern, und bereitet 
sie zum Dienst an der Ausbreitung des Reiches Gottes, 
damit sie in einem vorbildhaften und apostolischen Le¬ 
ben gleichsam zum Sauerteig des Heils für die menschli¬ 
che Gemeinschaft werden." (Erklärung über die christli¬ 
che Erziehung Nr. 8). 

So sollen unsere katholischen Schulen zugleich jene 
Aufgabe und Erwartung erfüllen, die ihnen § 1 des ba¬ 
den-württembergischen Gesetzes über die Schulen in 
freier Trägerschaft zuerkennt; „Schulen in freier Träger¬ 
schaft dienen nach Maßgabe des Grundgesetzes der Bun¬ 
desrepublik Deutschland und der Verfassung des Landes 
Baden-Württemberg der öffentlichen Aufgabe, als Ersatz¬ 
oder Ergänzungsschulen das Schulwesen des Landes zu 
bereichern. Sie ergänzen das Angebot freier Schulwahl 
und fördern das Schulwesen durch besondere Inhalte 
und Formen der Erziehung und des Unterrichts." 

11. 

Durch diesen Stiftungsakt errichte ich aufgrund der 
cc. 1303 § 1 Nr. 1,114 § 1 und 116 § 2 CIC sowie der §§ 22, 
23 und 17 Abs. 1 und 3 des Stiftungsgesetzes für Baden- 
Württemberg die 

SCHULSTIFTUNG DER ERZDIÖZESE FREIBURG. 

Sitz der Stiftung ist Freiburg. 

Die Stiftung ist nach kirchlichem Recht eine selbständi¬ 
ge Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit und 
nach staatlichem Recht eine kirchliche Stiftung des öf¬ 
fentlichen Rechts. 

Zweck der kirchlichen Stiftung ist die Förderung des 
katholischen Schulwesens im Bereich der Erzdiözese 
Freiburg und die Erziehung der Jugendlichen zu christli¬ 
cher Lebensgestaltung und Weltverantwortung auf der 
Grundlage des katholischen Glaubens. 

Sie verwirklicht diesen Zweck im Rahmen des kirchli¬ 
chen und staatlichen Rechts insbesondere durch die 
Übernahme der Trägerschaft von katholischen schuli¬ 
schen, schulähnlichen und anderen - insbesondere erzie¬ 
herischen - Einrichtungen, die das katholische Schulwe¬ 
sen ergänzen. 

III. 

Die finanziellen Mittel zur Verwirklichung des Stif¬ 
tungszwecks werden, soweit dafür Leistungen des Staa¬ 
tes (insbesondere Zuschüsse nach dem Gesetz über die 
Schulen in freier Trägerschaft), Leistungen Dritter und ei¬ 
gene Mittel der Stiftung nicht ausreichen, von der Erzdi¬ 
özese Freiburg gewährleistet. 

IV. 

Organe der Stiftung sind 
a) der Stiftungsrat; 
b) der Stiftungsvorstand; 
c) die Konferenz der Schul- und Internatsleiter. 

V. 

Für die „Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg" gilt 
die nachstehende von mir erlassene Satzung. 

VI. 

Die Stiftung unterliegt der Aufsicht durch das Erzbi¬ 
schöfliche Ordinariat Freiburg. 

VII. 

Die Stiftung erlangt gemäß § 24 i. V. m. § 18 Abs. 1 Satz 
1, § 18 Abs. 2 Satz 1 und § 28 des Stiftungsgesetzes für 
Baden-Württemberg öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit 
durch Verleihung seitens des Ministeriums für Kultus 
und Sport Baden-Württemberg. 

VIII. 

Diese Urkunde wird dreifach ausgefertigt. Je eine Ferti¬ 
gung erhalten das Ministerium für Kultus und Sport Ba¬ 
den-Württemberg, das Erzbischöfliche Ordinariat Frei¬ 
burg und die Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg. 

Freiburg i. Br., den 15. Dezember 1988 

Erzbischof 
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Nr. 166 

Satzung 
der von der Erzdiözese Freiburg errichteten 
kirchlichen Stiftung des öffentlichen Rechts 

„Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg" 

Abschnitt I: Allgemeines 

§1 

Name und Sitz 

(1) Die Stiftung führt den Namen „Schulstiftung der 
Erzdiözese Freiburg". 

(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Freiburg i. Br. 

(3) Die Stiftung führt ein Dienstsiegel. 

§2 

Rechtsform 

(1) Die Stiftung wird nach kirchlichem Recht als selb¬ 
ständige Stiftung mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit 
errichtet. 

(2) Die Stiftung hat nach staatlichem Recht die Rechts¬ 
form einer kirchlichen Stiftung des öffentlichen Rechts. 

§3 

Stiftungszweck 

(1) Zweck der kirchlichen Stiftung ist die Förderung 
des katholischen Schulwesens im Bereich der Erzdiözese 
Freiburg und die Erziehung der Jugendlichen zu christli¬ 
cher Lebensgestaltung und Weltverantwortung auf der 
Grundlage des katholischen Glaubens. Sie verwirklicht 
diesen Zweck im Rahmen des kirchlichen und staatlichen 
Rechts insbesondere durch die Übernahme von schuli¬ 
schen, schulähnlichen und anderen - insbesondere erzie¬ 
herischen - Einrichtungen, die das katholische Schulwe¬ 
sen ergänzen (im folgenden Einrichtungen genannt). Die 
Übernahme der Trägerschaft einer Einrichtung erfolgt 
auf der Grundlage eines Vertrages zwischen der Stiftung 
und dem seitherigen Schulträger. 

(2) Die Stiftung kann zur Vorbereitung der Übernahme 
der Trägerschaft einer Schule im Rahmen einer zeitlich 
befristeten Vereinbarung mit dem Schulträger die Erledi¬ 
gung einzelner Aufgaben des Schulträgers in eigenem 
oder fremdem Namen übernehmen. 

(3) Die Stiftung kann im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
katholische Schulen betreuen und beraten. Sie kann in 
Auftragsverwaltung des Erzbischöflichen Ordinariates 
einzelne im Namen und für Rechnung des Erzbistums 
Freiburg zu erledigende Aufgaben wahrnehmen. 

(4) Die Stiftung kann vom Schulträger für ihre Tätig¬ 
keiten nach Abs. 2 und 3 einen Verwaltungskostenbeitrag 
erheben. 

(5) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeitet die Stif¬ 
tung mit anderen - insbesondere katholischen - Organi¬ 
sationen und Institutionen des Schulwesens zusammen. 

§4 

Stißungsvermögen 

Die finanziellen Mittel zur Verwirklichung des Stif¬ 
tungszwecks werden, soweit dafür Leistungen des Staa¬ 
tes (insbesondere Zuschüsse nach dem Gesetz über die 
Schulen in freier Trägerschaft), Leistungen Dritter und ei¬ 
gene Mittel der Stiftung nicht ausreichen, von der Erzdi¬ 
özese Freiburg gewährleistet. 

§5 

Organe der Stißung 

Organe der Stiftung sind: 
a) der Stiftungsrat; 
b) der Stiftungsvorstand; 
c) die Konferenz der Schul- und Internatsleiter. 

Abschnitt II: Die Einrichtungen der Stiftung 

§6 

Einrichtungen 

(1) Die Schulen der Stiftung dienen als Schulen in freier 
Trägerschaft der öffentlichen Aufgabe, das Schulwesen 
des Landes Baden-Württemberg zu bereichern, durch das 
Angebot freier Schulwahl zu ergänzen und durch beson¬ 
dere Inhalte und Formen der Erziehung und des Unter¬ 
richts zu fördern. 

(2) Die Internate, die an Schulen der Stiftung einge¬ 
richtet sind, ergänzen in spezifischer Weise deren Erzie- 
hungs- und Bildungsauftrag. 

(3) Grundlage der Erziehungs- und Bildungsarbeit an 
den Einrichtungen der Stiftung ist der Glaube der katho¬ 
lischen Kirche; die Lebensgestaltung im Geist des Evan¬ 
geliums ist grundlegendes Bildungsziel. 

§7 

Grundordnung 

Die Stiftung erläßt nach Maßgabe der §§15 Abs. 2 b) 
und 29 Abs. 2 dieser Satzung eine Grundordnung für die 
von der Stiftung getragenen Einrichtungen. Diese Gründ¬ 
ordnung regelt im Rahmen der Vorschriften dieser Sat¬ 
zung insbesondere die Rechtsstellung der Einrichtungen, 
die wesentlichen Erziehungs- und Bildungsziele, die 
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fachlichen und persönlichen Voraussetzungen für die 
Einstellung der Mitarbeiter, die Ausübung der Aufsicht 
über die Einrichtungen durch die Stiftungsorgane, die 
Rechte und Pflichten der Schulleitung, die Rechtsstellung 
der an den Einrichtungen der Stiftung tätigen Gremien, 
die rechtliche Stellung der Schüler sowie die Mitwirkung 
der Eltern. 

§8 

Lehrpläne 

(1) Die Lehrpläne der Stiftung müssen geeignet sein, 
der Verwirklichung der in den §§ 3 und 6 dieser Satzung 
sowie in der Grundordnung aufgeführten Erziehungs¬ 
und Bildungsziele zu dienen. Gleichzeitig müssen sie die 
Erlangung staatlich anerkannter Schulabschlüsse ge¬ 
währleisten. Sie werden nach Maßgabe der folgenden Be¬ 
stimmungen in Kraft gesetzt und bekanntgemacht. 

(2) Über die Inkraftsetzung eines Lehrplans entscheidet 
auf der Grundlage eines Vorschlags des Stiftungsvor¬ 
standes, zu dem die Konferenz der Schul- und Internates¬ 
leiter angehört worden ist, der Stiftungsrat; die Bekannt¬ 
machung besorgt der StiftungsVorstand. 

(3) Mit der Erstellung eines Lehrplanentwurfs kann der 
Stiftungsvorstand eine Lehrplankommission beauftragen. 
Die Mitglieder der Lehrplankommission werden vom 
Stiftungsvorstand auf der Grundlage eines Vorschlags 
der Konferenz der Schul- und Internatsleiter berufen. 

(4) Die Lehrpläne für den Religionsunterricht an den 
Schulen der Stiftung werden vom Erzbischof erlassen; 
ihre Bekanntmachung besorgt der Stiftungsvorstand. 

§9 

Kuratorium 

(1) Für jede Einrichtung der Stiftung soll vor Ort ein 
Kuratorium fortgeführt oder neu errichtet werden. Es 
dient dem Zweck, die lokale und regionale Verbindung 
der Einrichtung zum kirchlichen, gesellschaftlichen und 
politischen Umfeld zu gewährleisten sowie die histori¬ 
sche Eigenart und Tradition der Schule zu wahren. Es 
fördert die Gestaltung des Schullebens außerhalb des Un¬ 
terrichts, sorgt für die Zusammenarbeit mit den ehemali¬ 
gen Schülern und Eltern und unterstützt die Schule in 
ideeller und materieller Hinsicht. 

(2) Das Kuratorium arbeitet mit dem Leiter der jeweili¬ 
gen Einrichtung zusammen. Um die Verbindung zur Stif¬ 
tung zu gewährleisten, lädt der Direktor der Stiftung die 
Vorsitzenden der Kuratorien in der Regel einmal jährlich 
zu einer Zusammenkunft ein. 

(3) Dem Kuratorium sollen Persönlichkeiten angehö¬ 
ren, deren Mitarbeit die Verwirklichung der in Abs. 1 ge¬ 
nannten Ziele gewährleistet. Die Zahl der Mitglieder des 
Kuratoriums soll fünf Personen nicht unterschreiten und 
20 Personen nicht überschreiten. Beamte und Angestellte 

der Stiftung dürfen dem Kuratorium nicht als stimmbe¬ 
rechtigte Mitglieder angehören. 

(4) Die Errichtung eines Kuratoriums und dessen Sta¬ 
tut bedürfen der Bestätigung durch den Stiftungsvor¬ 
stand. 

(5) Das Kuratorium verfügt über die von ihm aufge¬ 
brachten Mittel zugunsten der Einrichtung im Einverneh¬ 
men mit deren Leiter. 

Personal der Stißung 

(1) Die Stiftung besitzt die Fähigkeit, Beamte zu haben 
(Dienstherrnfähigkeit). Auf die Beamten der Stiftung fin¬ 
den das Beamtenstatut und die sonstigen beamtenrechtli¬ 
chen Regelungen der Erzdiözese Freiburg in ihrer jeweils 
geltenden Fassung Anwendung. 

(2) Auf die Angestellten der Stiftung finden die für ver¬ 
gleichbare Mitarbeiter der Erzdiözese Freiburg geltenden 
Bestimmungen Anwendung. 

(3) Der Direktor der Stiftung ist Vorgesetzter der Be¬ 
amten und Angestellten der Stiftung. Oberste Dienstbe¬ 
hörde der Beamten der Stiftung ist der Stiftungsvor¬ 
stand. 

(4) Die besondere Stellung der Geistlichen gegenüber 
dem Diözesanbischof und die der Ordensleute gegen¬ 
über dem Ordensoberen wird durch diese Satzung nicht 
berührt. Die Berufung von Geistlichen oder Ordensange¬ 
hörigen zu Leitern von Einrichtungen der Stiftung erfolgt 
durch den Erzbischof im Benehmen mit dem Stiftungs¬ 
vorstand. 

§11 

Stiftungsverwaltung 

Die Organe der Stiftung bedienen sich zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben der Stiftungsverwaltung (Geschäftsstelle 
der Stiftung) mit dem erforderlichen Personal. Die Stif¬ 
tungsverwaltung erledigt die laufenden Angelegenheiten 
der Stiftung nach Maßgabe der Beschlüsse der Stiftungs¬ 
organe und nach den Weisungen des Direktors der Stif¬ 
tung. 

Abschnitt III: Die Stiftungsverfassung 

§12 

Stiftungsrat - Zusammensetzung und Vorsitz 

(1) Dem Stiftungsrat gehören stimmberechtigt an: 

a) der Generalvikar (im Falle der Sedisvakanz der Diöze- 
sanadministrator oder dessen Beauftragter); 
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b) die für das Ordens- und das Schulwesen zuständigen 
Referenten des Erzbischöflichen Ordinariats; 

c) zwei Referenten des Erzbischöflichen Ordinariats aus 
den Bereichen Finanzen und Dienst- und Arbeitsrecht; 

d) je ein Vertreter der Ordensgemeinschaften, welche der 
Stiftung die Trägerschaft einer Schule übertragen ha¬ 
ben (Ordensgemeinschaften im Sinne dieser Satzung 
sind Institute des geweihten Lebens und Gesellschaf¬ 
ten des apostolischen Lebens im Sinne von Buch II Teil 
III des Codex Juris Canonici); 

e) bis zu 6 weitere Mitglieder für früher in unmittelbarer 
oder mittelbarer Trägerschaft des Erzbistums geführte 
Schulen. 

(2) Dem Stiftungsrat gehören mit beratender Stimme an: 
a) drei Vertreter der Schul- und Internatsleiterkonferenz, 
b) der Vorsitzende der (Gesamt-) Mitarbeitervertretung, 
c) der Vorsitzende des (Gesamt-) Elternbeirates. 

(3) Vorsitzender des Stiftungsrates ist der Generalvikar. 
Stellvertretender Vorsitzender ist der für das Schulwesen 
zuständige Referent des Erzbischöflichen Ordinariates; er 
wird im Fall der Verhinderung des Vorsitzenden tätig. 

(4) Beamte und Angestellte der Stiftung dürfen dem 
Stiftungsrat nicht als stimmberechtigte Mitglieder ange¬ 
hören. 

§33 

Stiftungsrat - Berufung seiner Mitglieder 

(1) Die Mitglieder nach § 12 Abs. 1 a) und b) gehören 
kraft Amtes dem Stiftungsrat an. 

(2) Die Mitglieder nach § 12 Abs. 1 c) werden vom Erz¬ 
bischof auf die Dauer von fünf Jahren berufen. 

(3) Die Vertretung der Ordensgemeinschaft im Stif¬ 
tungsrat gemäß § 12 Abs. 1 d) obliegt dem jeweiligen hö¬ 
heren Ordensoberen im Sinne von c. 620 GIG. 

Wenn eine Ordensgemeinschaft rechtlich zu bestehen 
aufgehört hat, ohne daß eine andere Ordensgemeinschaft 
die Gesamtrechtsnachfolge antritt, oder wenn die Or¬ 
densgemeinschaft auf die Ausübung des Entsenderechts 
verzichtet, kann ein weiteres Mitglied des Stiftungsrates 
durch den Erzbischof auf die Dauer von fünf Jahren be¬ 
rufen werden. Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 finden entspre¬ 
chend Anwendung. 

(4) Die Mitglieder nach § 12 Abs. 1 e) werden vom Erz¬ 
bischof auf die Dauer von fünf Jahren berufen. Es sollen 
Persönlichkeiten berufen werden, die mit Schulfragen 
allgemein und mit einer Schule im besonderen vertraut 

sind. 

(5) Die Mitglieder nach § 12 Abs. 2 a) werden von der 
Konferenz der Schul- bzw. Internatsleiter aus ihrer Mitte 
auf die Dauer von fünf Jahren gewählt. 

(6) Das Amt eines Mitglieds nach § 12 Abs. 1 c), d) und 
e) sowie Abs. 2 a) endet mit dem Verzicht oder mit der 

vorzeitigen Abberufung aus wichtigem Grund durch die 
berufende bzw. entsendende Stelle. Bei vorzeitiger Be¬ 
endigung der Mitgliedschaft im Stiftungsrat werden die 
nachrückenden Mitglieder für die Dauer der restlichen 
Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds gewählt und be¬ 
rufen. 

§14 

Stißungsrat - Übertragung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft im Stiftungsrat ist nicht übertrag¬ 
bar. 

§35 

Stiftungsrat - Aufgaben 

(1) Der Stiftungsrat ist das oberste beschlußfassende 
Organ der Stiftung. Er trifft nach Maßgabe des Stiftungs¬ 
aktes und dieser Satzung die grundlegenden Entschei¬ 
dungen über die Verwirklichung des Stiftungszwecks. 

(2) Der Beschlußfassung durch den Stiftungsrat sind 
folgende Angelegenheiten Vorbehalten: 

a) die Festlegung der fächerübergreifenden Bildungs- und 
Erziehungsziele und der Erlaß genereller Richtlinien 
über die pädagogischen und religiösen Zielsetzungen 
der von der Stiftung getragenen Einrichtungen; 

b) die Inkraftsetzung von Lehrplänen unbeschadet der 
Regelung des § 8 Abs. 4; 

c) der Erlaß einer Grundordnung für die von der Stif¬ 
tung getragenen Einrichtungen; 

d) die Entscheidung über die Errichtung, Übernahme, 
Änderung, Umwandlung, Abgabe und Aufgabe von 
schulischen und schulähnlichen Einrichtungen; 

e) die Zustimmung zum Abschluß von Verträgen zur 
Übernahme von schulischen und schulähnlichen Ein¬ 
richtungen sowie deren Änderung und Beendigung; 

f) der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung von 
Grundstücken oder grundstücksgleichen Rechten; 

g) die Beschlußfassung über den Haushaltsplan der Stif¬ 
tung; 

h) die Feststellung der Jahresrechnung der Stiftung; 

i) die Entlastung des Stiftungsvorstandes; 

j) der Erlaß einer Steuersatzung; 

k) die Übereignung oder Verpfändung von Teilen des 
Stiftungsvermögens und die Aufnahme von Darlehen 
im Wert von 50.000,- DM und höher; 

l) die Übernahme von Wechselverbindlichkeiten, Bürg¬ 
schaften, Garantien und ähnlichem im Wert von 
20.000,- DM und höher; 

m) die Erklärung eines Verzichts, den Abschluß eines 
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Vergleichs und die Abgabe eines Schuldanerkenntnis¬ 
ses bzw. Schuldversprechens im Wert von 50.000,- DM 
und höher; 

n) die Genehmigung von außer- und überplanmäßigen 
Ausgaben in Höhe von 100.000,- DM und darüber; 

o) Änderungen der Stiftungssatzung; 

p) die Zweckänderung, Zusammenlegung und Aufhe¬ 
bung der Stiftung; 

q) weitere Angelegenheiten, die in dieser Satzung aus¬ 
drücklich dem Stiftungsrat zur Beschlußfassung zu¬ 
gewiesen sind. 

§16 

Stiftungsrat - Wülensbildung 

(1) Der Stiftungsrat wird durch Beschlußfassung in 
nicht-öffentlicher Sitzung tätig. Er faßt seine Beschlüsse, 
soweit nicht gesetzliche Bestimmungen oder diese Sat¬ 
zung etwas anderes vorsehen, mit der Mehrheit der abge¬ 
gebenen Stimmen. Stimmenthaltungen gelten als Nein¬ 
stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorsitzenden den Ausschlag. 

(2) Der Stiftungsrat tritt mindestens einmal jährlich zu 
einer Sitzung zusammen. Darüber hinaus kann der Vor¬ 
sitzende aus besonderem oder dringendem Anlaß den 
Stiftungsrat zu weiteren Sitzungen einberufen. Er hat den 
Stiftungsrat einzuberufen, wenn der Stiftungsvorstand 
oder ein Drittel der Mitglieder des Stiftungsrates dies un¬ 
ter Angabe der Gründe schriftlich beantragt. 

(3) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen mit einer Frist 
von drei Wochen schriftlich unter Mitteilung der Tages¬ 
ordnung ein. Die Sitzungen werden vom Stiftungsvor¬ 
stand vorbereitet. Der Stiftungsvorstand nimmt an den 
Sitzungen des Stiftungsrates teil. 

(4) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn sämtliche 
Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und we¬ 
nigstens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder in 
der Sitzung anwesend sind. Ist der Stiftungsrat beschluß¬ 
unfähig, so ist er vom Vorsitzenden erneut einzuberufen. 
In dieser erneuten Sitzung ist er in Bezug auf die wegen 
Beschlußunfähigkeit unerledigten Beratungsgegenstände 
beschlußfähig ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschiene¬ 
nen. Hierauf ist bei der zweiten Einladung hinzuweisen. 

(5) Eine Beschlußfassung des Stiftungsrates ist auch 
ohne Einberufung einer Sitzung möglich, wenn alle Mit¬ 
glieder schriftlich ihre Zustimmung zur Beschlußvorlage 
erklären. 

(6) Ein Mitglied des Stiftungsrates darf weder beratend 
noch entscheidend mitwirken, wenn die Entscheidung ei¬ 
ner Angelegenheit ihm selbst, seinem Ehegatten oder ei¬ 
nem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum 
zweiten Grade Verwandten oder Verschwägerten, seinem 
Dienst- bzw. Arbeitgeber oder einer von ihm kraft Geset¬ 
zes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristi¬ 
schen Person einen unmitttelbaren Vorteil oder Nachteil 

bringen kann. Ob ein Ausschließungsgrund vorliegt, ent¬ 
scheidet in Zweifelsfällen in Abwesenheit des Betroffe¬ 
nen der Stiftungsrat. Wer an der Beratung und Entschei¬ 
dung nicht mitwirken darf, muß die Sitzung verlassen. 

(7) Die beratenden Mitglieder des Stiftungsrates wir¬ 
ken an der Willensbildung und Entscheidungsfindung 
des Stiftungsrates mit Ausnahme der Beratung und Ent¬ 
scheidung von Personalangelegenheiten mit Rede- und 
Antragsrecht mit. 

(8) Der Stiftungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§17 

Stiftungsvorstand - Zusammensetzung 

(1) Dem Stiftungsvorstand gehören an: 

a) der Direktor der Stiftung, der die Befähigung zum hö¬ 
heren Schuldienst an Gymnasien haben soll; 

b) ein Referent des Erzbischöflichen Ordinariates mit ab¬ 
geschlossener Zweiter juristischer Staatsprüfung; 

c) ein Referent des Erzbischöflichen Ordinariates mit Er¬ 
fahrung in Wirtschafts- und Haushaltsfragen; 

d) ein Leiter einer Einrichtung der Stiftung; 

e) ein im Schulbereich erfahrenes Mitglied. 

(2) Der Direktor der Stiftung wird vom Erzbischof nach 
Anhörung des Stiftungsrates für die Dauer von sechs Jah¬ 
ren berufen. Die Mitglieder des Stiftungsvorstandes nach 
Abs. 1 b) und c) werden vom Erzbischof nach Anhörung 
des Stiftungsrates für die Dauer von drei Jahren berufen. 

(3) Das Mitglied nach Abs. 1 d) wird auf Vorschlag der 
Schul- und Internatsleiterkonferenz aus deren Mitte vom 
Stiftungsrat auf die Dauer von drei Jahren gewählt. Das 
Mitglied nach Abs. 1 e) wird auf die Dauer von drei 
Jahren vom Stiftungsrat gewählt. 

(4) Das Amt eines Mitglieds endet mit dem Verzicht 
oder mit der Abberufung bzw. Abwahl aus wichtigem 
Grund. Bei vorzeitiger Beendigung der Mitgliedschaft im 
Stiftungsvorstand werden die nachrückenden Mitglieder 
für die Dauer der restlichen Amtszeit des ausgeschiede¬ 
nen Mitglieds gewählt bzw. berufen. 

(5) Der Direktor der Stiftung wird im Falle seiner Ver¬ 
hinderung von einem Mitglied gemäß Abs. 1 b) oder c) 
vertreten. Die Bestellung des Vertreters erfolgt anläßlich 
der Berufung in den Stiftungsvorstand auf die Dauer von 
drei Jahren. 

(6) Ist ein Mitglied nach Abs. 1 b) oder c) voraussicht¬ 
lich länger als einen Monat an der Ausübung seines Am¬ 
tes verhindert, kann der Erzbischof längstens für die 
Dauer von sechs Monaten einen Vertreter bestellen. 

(7) Bei vorzeitiger Beendigung des Amtes werden die 
Mitglieder des Stiftungsvorstandes für die Dauer der 
restlichen Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds ge¬ 
wählt bzw. berufen. 
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Rechtsvertretung der Stiftung 

Die Stiftung wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch zwei Mitglieder des Stiftungsvorstandes, darunter 
mindestens der Direktor der Stiftung oder sein gern. § 17 
Abs. 5 bestellter Vertreter, gemeinsam vertreten. 

§19 

Stißungsvorstand - Übertragung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft im Stiftungsvorstand ist nicht über¬ 
tragbar. 

§20 

Stiftungsvorstand - Aufgaben 

(1) Der Stiftungsvorstand ist das leitende und ausfüh¬ 
rende Organ der Stiftung. Er nimmt die Aufgaben wahr, 
die ihm nach dem Gesetz, dem Stiftungsakt, dieser Sat¬ 
zung und den Beschlüssen des Stiftungsrates zukommen. 
Er ist dem Stiftungsrat für die Erledigung seiner Aufga¬ 
ben verantwortlich. 

(2) Der Stiftungsvorstand ist zuständig für alle Angele¬ 
genheiten der Stiftung, die nicht einem anderen Organ 
der Stiftung zugewiesen sind. 

(3) Zu seinen Obliegenheiten gehören insbesondere: 

a) die Erarbeitung von Vorlagen für die Beratungen des 
Stiftungsrates und der Konferenz der Schul- und Inter¬ 
natsleiter; 

b) die Berufung und Abberufung von Schul- und Inter¬ 
natsleitern unbeschadet der Regelung des § 10 Abs. 4; 

c) die Anstellung, Versetzung, Abordnung und Entlas¬ 
sung von Lehrkräften und sonstigen Mitarbeitern; 

d) der Erlaß einer Fortbildungskonzeption für Mitarbei¬ 
ter der Stiftung, die der Zustimmung des Stiftungsra¬ 
tes bedarf; 

e) der Erlaß von Ordnungen und Ausführungsbestim¬ 
mungen, soweit die Grundordnung oder die Dienst¬ 
ordnung den Stiftungsvorstand hierzu ermächtigen; 

f) der Erlaß vorläufiger Regelungen, solange die Grund¬ 
ordnung oder die Dienstordnung nicht in Kraft getre¬ 
ten sind. 

(4) Der Stiftungsvorstand ist zuständig für: 

a) die Übereignung oder Verpfändung von Teilen des 
Stiftungsvermögens und die Aufnahme von Darlehen 
im Wert bis zu 50.000,- DM; 

b) die Übernahme von Wechselverbindlichkeiten, Bürg¬ 
schaften, Garantien und ähnlichem bis zur Grenze von 
20.000,- DM; 

c) die Erklärung eines Verzichts, den Abschluß eines Ver¬ 
gleichs und die Abgabe eines Schuldanerkenntnisses 

bzw. Schuldversprechens bis zur Grenze von 50.000,- 
DM; 

d) die Beschlußfassung über außer- und überplanmäßige 
Ausgaben bis zu 100.000,- DM, höchstens jedoch bis 
zu 10 % des jeweiligen Etatansatzes. 

§21 

Stiftungsvorstand - Willensbildung 

(1) Der Stiftungsvorstand wird vom Direktor der Stif¬ 
tung bei Bedarf mit einer Frist von 14 Tagen, in dringen¬ 
den Fällen mit einer Frist von drei Tagen unter Angabe 
der Tagesordnung einberufen. Er hat den Stiftungsvor¬ 
stand einzuberufen, wenn dies von zwei Mitgliedern des 
Stiftungsvorstandes unter Angabe der Gründe schriftlich 
beantragt wird. 

(2) Der Stiftungsvorstand ist beschlußfähig, wenn sämt¬ 
liche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen wurden und 
wenigstens drei Mitglieder, darunter der Direktor der 
Stiftung oder sein Vertreter, anwesend sind. 

(3) Eine Beschlußfassung des Stiftungsvorstandes ist 
auch ohne Einberufung einer Sitzung möglich, wenn alle 
Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung schriftlich oder 
mündlich erklären. 

(4) Im übrigen findet § 16 auf den Stiftungsvorstand 
entsprechend Anwendung. 

§22 

Direktor der Stiftung 

(1) Der Direktor der Stiftung leitet als Vorsitzender des 
Stiftungsvorstandes die Stiftung nach dem Inhalt des Stif¬ 
tungsaktes, der Stiftungssatzung sowie den Beschlüssen 
und Weisungen der Stiftungsorgane. 

(2) Der Direktor der Stiftung vollzieht die Beschlüsse des 
Stiftungsrates und des Stiftungsvorstandes, soweit in dem 
Beschluß nicht etwas anderes bestimmt wird. Entscheidun¬ 
gen, die erhebliche Auswirkungen auf einzelne Einrichtun¬ 
gen der Stiftung haben, trifft der Direktor der Stiftung im 
Benehmen mit dem Leiter der jeweiligen Einrichtung. 

(3) Der Direktor der Stiftung erledigt die laufenden An¬ 
gelegenheiten in eigener Zuständigkeit. Darüber hinaus 
kann der Stiftungsvorstand dem Direktor der Stiftung 
einzelne seiner Aufgaben zur dauernden Erledigung 
übertragen. Näheres über die Zuständigkeit des Direk¬ 
tors der Stiftung regelt eine vom Stiftungsvorstand zu er¬ 
lassende Geschäftsordnung, die der Zustimmung des 
Stiftungsrates bedarf. Diese trifft auch Bestimmungen 
über die dem Direktor der Stiftung erteilten Vollmachten 
zur rechtsgeschäftlichen Vertretung der Stiftung. 

(4) Der Direktor der Stiftung übt sein Amt hauptberuf¬ 
lich aus. 

(5) Der Direktor der Stiftung trägt eine besondere Ver¬ 
antwortung für die religiöse und pädagogische Arbeit in- 



— 450 — 

nerhalb der Einrichtungen der Stiftung. Bei der Wahrneh¬ 
mung dieser Aufgabe arbeitet er eng mit der Konferenz 
der Schul- und Internatsleiter zusammen. 

§23 

Konferenz der Schul- und Internatsleiter - 
Zusammensetzung und Vorsitz 

(1) Der Konferenz der Schul- und Internatsleiter gehö¬ 
ren als stimmberechtigte Mitglieder an: 
a) der Direktor der Stiftung; 
b) die Leiter der von der Stiftung getragenen Einrichtun¬ 

gen. 

(2) Vorsitzender der Konferenz der Schul- und Inter¬ 
natsleiter ist der Direktor der Stiftung, im Verhinderungs¬ 
fälle das Mitglied des Stiftungsvorstandes gemäß § 17 
Abs. 1 d). 

§24 

Konferenz der Schul- und Internatsleiter - Aufgaben 

(1) Die Konferenz ist ein beratendes Organ der Stif¬ 
tung. Sie wirkt durch Vorschläge, Stellungnahmen und 
Anregungen an der Arbeit der Stiftung mit. 

(2) Die Konferenz erhält vor Beschlüssen des Stiftungs¬ 
rates über die Grundordnung (§ 15 Abs. 2 c) und den 
Haushaltsplan (§15 Abs. 2 g) Gelegenheit zur Stellung¬ 
nahme. 

(3) Die Konferenz wirkt an der religiösen und pädago¬ 
gischen Profilierung der Einrichtungen der Stiftung mit. 
Sie berät über Formen der Gestaltung des Schullebens 
außerhalb des Unterrichts und über die Zusammenarbeit 
mit den Eltern und den Organen der Schülermitverant¬ 
wortung. In diesen Fragen kann sie Anträge an die je¬ 
weils zuständigen Stiftungsorgane richten. 

§25 

Konferenz der Schul- und Internatsleiter - Willensbildung 

(1) Die Konferenz wird durch Beschlußfassung in 
nicht-öffentlicher Sitzung tätig. Sie faßt ihre Beschlüsse 
mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimment¬ 
haltungen gelten als Nein-Stimmen. Bei Stimmengleich¬ 
heit ist ein Antrag abgelehnt. 

(2) Die Konferenz der Schul- und Internatsleiter tritt 
mindestens zweimal jährlich zu einer Sitzung zusammen. 
Daneben kann der Vorsitzende aus besonderem oder 
dringendem Anlaß die Konferenz zu weiteren Sitzungen 
einberufen. Der Vorsitzende hat die Konferenz innerhalb 
einer Frist von drei Wochen einzuberufen, wenn der Stif¬ 
tungsvorstand oder ein Drittel der Mitglieder der Konfe¬ 
renz dies unter Angabe der Gründe schriftlich beantragt. 

(3) Der Vorsitzende beruft die Sitzung mit einer Frist 
von drei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesord¬ 
nung ein. 

(4) Die Konferenz kann nach Schularten getrennte Ar¬ 
beitsgruppen bilden. Zu diesen Arbeitsgruppen können 
Lehrkräfte als Berater hinzugezogen werden. 

(5) Im übrigen findet § 16 auf die Konferenz der Schul- 
und Internatsleiter entsprechend Anwendung. 

Abschnitt IV: Das Finanzwesen der Stiftung 

§26 

Rechnungsjahr 

Das Rechnungsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 

§27 

Haushaltsplan und Rechnungslegung 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Stiftung sind 
für ein oder zwei Rechnungsjahre zu veranschlagen und 
in den Haushaltsplan der Stiftung einzusetzen. Er ist in 
Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. 

(2) Der Haushaltsplan ist vor Beginn des Rechnungs¬ 
jahres durch den Stiftungsrat zu beschließen. 

(3) Über die Einnahmen und Ausgaben des Rechnungs¬ 
jahres ist innerhalb von sechs Monaten nach seinem Ab¬ 
schluß Rechnung zu legen. 

(4) Im übrigen findet die Haushaltsordnung für das 
Erzbistum Freiburg in ihrer jeweiligen Fassung entspre¬ 
chende Anwendung. 

§28 

Rechnungsprüfung 

Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung 
unterliegt der Prüfung durch die Innenrevision des Erz- 
bischöflichen Ordinariates. Das Prüfungsrecht der Innen¬ 
revision erstreckt sich auch auf die zweckentsprechende 
Verwendung der von den örtlichen Kuratorien zugunsten 
der Einrichtungen gesammelten Mittel. 

Abschnitt V: Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§29 

Stiftungsaufsicht 

(1) Die Stiftung unterliegt der Aufsicht durch das Erz- 
bischöfliche Ordinariat Freiburg. 

(2) Der Genehmigung durch den Erzbischof bedürfen 
Beschlüsse gemäß § 15 Abs. 2 a), c), d) und § 20 Abs. 3 b) 
dieser Satzung. 
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(3) Für die Stiftungsaufsicht gelten die einschlägigen 
staatlichen und kirchlichen Vorschriften. 

§30 

Satzungsänderungen 

Die Stiftungssatzung kann nur in einer eigens hierzu 
einberufenen Sitzung durch einen mit einer Mehrheit von 
75 % der abgegebenen Stimmen gefaßten Beschluß des 
Stiftungsrates geändert werden; Beschlüsse über Sat¬ 
zungsänderungen bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit 
der Genehmigung durch den Erzbischof. 

§31 

Zweckänderung, Zusammenlegung und Aufhebung 
der Stiftung 

Beschlüsse über die Zweckänderung, die Zusammen¬ 
legung und die Aufhebung der Stiftung können nur mit 
einer Mehrheit von 75 % der abgegebenen Stimmen ge¬ 
faßt werden. Sie sind nur zulässig, wenn die Erreichung 
des Stiftungszwecks aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich geworden ist. Zu ihrer Rechtswirk¬ 
samkeit bedürfen sie der Genehmigung durch den Erzbi¬ 

schof. 

berufenen Organ eines Schulträgers, dessen Schule zur 
Übernahme durch die Stiftung vorgesehen ist, angehören 
oder die mit einer solchen Schule besonders vertraut 

sind. 

(3) Die beratenden Mitglieder nach § 12 Abs. 2 dieser 
Satzung treten hinzu, sobald die Entsendegremien gebil¬ 

det sind. 

(4) Die Amtsdauer der erstmals nach Inkrafttreten der 
Stiftungssatzung zu berufenden Mitglieder des Stiftungs¬ 
vorstandes beträgt zwei Jahre. Abweichend von § 17 Abs. 3 
wird das Mitglied des Stiftungsvorstandes nach § 17 Abs. 1 
Buchst, d) vom Stiftungsrat aus dem Kreis der Schulleiter, 
deren Einrichtung zur Übernahme durch die Stiftung vor¬ 
gesehen ist, auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. 

§34 

Inkrafttreten 

Die Stiftungssatzung tritt am vierzehnten Tage nach 
der Veröffentlichung des Stiftungsaktes und der Stif¬ 
tungssatzung im Amtsblatt der Erzdiözese Freiburg in 
Kraft. Die Stiftung erlangt nach staatlichem Recht öffent¬ 
lich-rechtliche Rechtsfähigkeit durch Verleihung seitens 
des Ministeriums für Kultus und Sport Baden-Württem¬ 

berg. 

§32 

Vermögensbindung - Anfallberechtigung 

Im Falle der Aufhebung der Stiftung fällt das nach Be¬ 
richtigung aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermö¬ 
gen dem Erzbistum Freiburg zu mit der Maßgabe, es zu¬ 
gunsten kirchlicher schulischer Einrichtungen oder für 
ähnliche Zwecke zu verwenden. 

Freiburg i. Br., den 15. Dezember 1988 

% Erzbischof 

Übergangsbestimmungen 

(1) Dem nach Inkrafttreten der Satzung erstmals gebil¬ 
deten Stiftungsrat gehören abweichend von den §§ 12 
Abs. 1 und 13 Abs. 2 und 3 dieser Satzung für die Dauer 
von zwei Jahren an: 

a) der Generalvikar (im Falle der Sedisvakanz der Diöze- 
sanadministrator oder dessen Beauftragter); 

b) die für das Ordens- und das Schulwesen zuständigen 
Referenten des Erzbischöflichen Ordinariates; 

c) zwei Referenten des Erzbischöflichen Ordinariates aus 
den Bereichen Finanzen und Dienst- und Arbeitsrecht; 

d) bis zu sieben weitere Mitglieder. 

(2) Die Mitglieder nach § 33 Abs. 1 Buchst, d) werden 
vom Erzbischof berufen. Es sollen Persönlichkeiten beru¬ 
fen werden, die dem zur rechtsgeschäftlichen Vertretung 
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Nr. 167 Ord. 16. 12. 88 

Bekanntmachung über die Verleihung der 
öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit an die 
„Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg" 

Nachstehend wird der Wortlaut der Urkunde des Mini¬ 
steriums für Kultus und Sport Baden-Württemberg über 
die Verleihung der öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit 
an die „Schulstiftung der Erzdiözese Freiburg" bekannt¬ 
gemacht: 

Gemäß § 24 Stiftungsgesetz wird der durch Stiftungs¬ 

akt des Herrn Erzbischofs Dr. Oskar Safer vom 15. De¬ 

zember 1988 errichteten „Schulstiftung der Erzdiözese 

Freiburg" die öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit verlie¬ 
hen. 

Stuttgart, den 15. Dezember 1988 

(Landessiegel) Gerhard Mayer-Vorfelder 

Minister für Kultus und Sport 
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